
Verbandssatzung des 

Zweckverbandes zur Wasserversorgung 

Bad Königshofen i. Grabfeld 

-Gruppe Mitte- 
 

vom 06.09.2002 
 

in der Fassung vom 01.01.2021, zuletzt geändert durch die 3. Satzung zur Änderung 
der Verbandssatzung vom 16.12.2020 
 
 

I. Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1 

Rechtsstellung 
 
(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband zur Wasserversorgung 

Bad Königshofen i. Grabfeld -Gruppe Mitte-“. 
Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Bad Königshofen i. Grabfeld 
 
 

§ 2 

Verbandsmitglieder 
 
(1) Verbandsmitglieder sind die Stadt Bad Königshofen i. Grabfeld und die Gemein-

den Aubstadt, Großbardorf, Großeibstadt und Sulzfeld. 
 

(2) Andere Gemeinden können dem Zweckverband beitreten. Der Beitritt bedarf ei-
ner Änderung der Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Rechnungsjahres aus dem 
Zweckverband austreten, wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt muss 
mindestens ein Jahr vorher schriftlich erklärt werden; er bedarf einer Änderung 
der Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Das Recht, 
aus wichtigem Grunde zu kündigen (Art. 46 Abs. 2 KommZG), bleibt unberührt. 

 

§ 3 

Räumlicher Wirkungsbereich 
 
Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst das Gebiet seiner Mit-
glieder mit Ausnahme des Stadtteils Eyershausen der Stadt Bad Königshofen i. 
Grabfeld und der Ortsteile Leinach und Kleinbardorf der Gemeinde Sulzfeld. 
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§ 4 

Aufgaben des Zweckverbandes und der Verbandsmitglieder 
 
(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame Wasserversorgungsanlage 

einschließlich der Ortsnetze zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten, die Anlage 
im Bedarfsfall zu erweitern und bereits vorhandene Ortsnetze zu übernehmen; er 
versorgt die Endverbraucher mit Trinkwasser, das den einschlägigen DIN-
Vorschriften entsprechen muss. 

(2) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgabe ohne Gewinnabsicht. Er dient aus-
schließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts. 

(3) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem Zweckverband über-
tragenen Aufgaben zu erfüllen, und die notwendigen Befugnisse gehen auf den 
Zweckverband über. 

(4) Der Zweckverband hat das Recht, anstelle der Verbandsmitglieder Satzungen 
und Verordnungen für das übertragene Aufgabengebiet zu erlassen. 

(5) Die Verbandsmitglieder sichern und überwachen in ihrem Gebiet die Versor-
gungsanlagen des Zweckverbandes nach dessen Richtlinien. Sie halten die für 
den Feuerschutz eingebauten Anlageteile auf ihre Kosten gebrauchsfähig. 

(6) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband die kostenlose Nut-zung 
ihrer öffentlichen Verkehrsräume und der sonstigen ihrem Verfügungs-recht un-
terliegenden Grundstücke, soweit dies für die übertragene Aufgabe erforderlich 
ist. Werden von den Verbandsmitgliedern Grundstücke veräu-ßert, auf oder in 
denen sich Anlagenteile des Zweckverbandes befinden, so sorgen die Ver-
bandsmitglieder in Absprache mit dem Zweckverband für die dingliche Sicherung 
dieser Anlagenteile. 

(7) Werden durch die Verbandsmitglieder Baumaßnahmen an oder in Straßen bzw. 
öffentlichen Grundstücken veranlasst und ist es dadurch erforderlich, Wasserlei-
tungen, Schieber, Hydranten etc. zu verlegen bzw. zu ändern, so sind dem 
Zweckverband die daraus entstandenen Kosten zu ersetzen. 

(8) Der Zweckverband liest die Wasserzähler ab. 
 
(9) Der Zweckverband ist ermächtigt, im Rahmen seiner Leistungsfähigkeit Verträge 

zur Regelung von entgeltlichen Wasserlieferungen in Gebiete außerhalb seines 
räumlichen Wirkungsbereichs und zur Regelung aller damit verbundenen Angele-
genheiten abzuschließen. 

 
 

II. Verfassung und Verwaltung 

 

§ 5 

Verbandsorgane 
 
Die Organe des Zweckverbandes sind 

1. die Verbandsversammlung 
2. der Verbandsvorsitzende 
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Die Verbandsversammlung 

 

§ 6 

Zusammensetzung der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den übri-

gen Verbandsräten. 

(2) Jedes Verbandsmitglied sendet mindestens einen Verbandsrat. Je 80.000 m³ der 
im Gebiet eines Verbandsmitglieds im Durchschnitt der vorausgegangenen drei 
Jahre abgenommenen jährlichen Wassermenge ergeben das Recht, einen weite-
ren Vertreter in die Verbandsversammlung zu entsenden. Ein Verbandsmitglied 
kann jedoch nicht mehr als die Hälfte aller Verbandsräte stellen. Die Berechnung 
wird alle drei Jahre vorgenommen. 

(3) Die Verbandsmitglieder werden in der Verbandsversammlung durch ihre ersten 
Bürgermeister und die von ihren Stadt-/Gemeinderäten bestellten weiteren Ver-
bandsräte vertreten. An die Stelle eines verhinderten ersten Bürgermeisters tritt 
sein Stellvertreter. Mit Zustimmung ihres ersten Bürgermeisters und dessen Stell-
vertreters kann eine Gemeinde an deren Stelle auch andere Personen als ihre 
Vertreter bestellen. 

(4) Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter, der ihn im Fall seiner Verhinderung 
vertritt; Verbandsräte können nicht Stellvertreter sein. Die Verbandsräte und ihre 
Stellvertreter sind von den Verbandsmitgliedern dem Verbandsvorsitzenden, ist 
ein solcher noch nicht gewählt, der Aufsichtsbehörde schriftlich zu benennen. Be-
amte, Angestellte und Arbeiter des Zweckverbandes können nicht als Vertreter 
eines Verbandsmitglieds der Verbandsversammlung angehören. 

(5) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, 
endet das Amt als Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; 
entsprechendes gilt für ihre Stellvertreter. Die anderen Verbandsräte und deren 
Stellvertreter werden durch Beschluss der Vertretungsorgane der Verbandsmit-
glieder bestellt, und zwar für die Dauer der Wahlzeit der Vertretungsorgane, wenn 
Mitglieder derselben bestellt werden, andernfalls für sechs Jahre. Die Bestellung 
nach Satz 2 kann vor Ablauf der Amtsdauer durch Beschluss der Vertretungsor-
gane aus wichtigem Grund widerrufen werden; sie ist zu widerrufen, wenn ein 
Verbandsrat, der dem Vertretungsorgan eines Verbandsmitglieds angehört, vor-
zeitig aus dem Wahlamt oder der Vertretungskörperschaft ausscheidet. Die Ver-
bandsräte und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Ver-
bandsräte weiter aus. 

 

§ 7 

Einberufung der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung wird durch den Verbandsvorsitzenden schriftlich ein-

berufen. 
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(2) Die Einladung muss Tagungszeit und -ort und die Beratungsgegenstände an- 
geben und den Verbandsräten spätestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. 
In dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf vierund-
zwanzig Stunden abkürzen. 

(3) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie 
muss außerdem einberufen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte oder 
die Aufsichtsbehörde oder das Wasserwirtschaftsamt Schweinfurt unter Angabe 
der Beratungsgegenstände beantragt. 

 

§ 8 

Sitzungen der Verbandsversammlung 
 
(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der Verbandsver-

sammlung vor und führt in ihr den Vorsitz. 

(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde, des Bayer. Landesamts für Wasserwirtschaft, 
des Wasserwirtschaftsamtes Schweinfurt und der Kassenverwalter haben das 
Recht, an den Sitzungen beratend teilzunehmen. Soweit die Verwaltungsgeschäf-
te bzw. die Kassengeschäfte übertragen worden sind, gilt das Recht für den Ge-
schäftsstellenleiter bzw. Kämmerer dieser Verwaltungseinheit. Auf Antrag ist 
ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch andere Perso-
nen hören. 

 

§ 9 

Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ord-

nungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Verbandsräte anwesend und 
stimmberechtigt sind. Über andere als in der Einladung angegebene Beratungs-
gegenstände darf nur dann Beschluss gefasst werden, wenn alle Verbandsräte 
erschienen und mit einer Beschlussfassung einverstanden sind. 

(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der 
persönlichen Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von 
vier Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand ein-
berufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; 
auf diese Folge ist in der zweiten Ladung ausdrücklich hinzuweisen. 

(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder diese Verbands-
satzung nicht etwas anderes vorschreiben, werden die Beschlüsse der Verbands-
versammlung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird offen 
abgestimmt. Jeder Verbandsrat hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit ist der 
Antrag abgelehnt. Kein Verbandsrat darf sich der Stimme enthalten. 

(4) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften über die 
persönliche Beteiligung finden keine Anwendung. Es wird geheim abgestimmt. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält.  
 
Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter 
den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen statt. Bei Stimmen-
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gleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang drei 
oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, so entscheidet 
das Los, welche Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die höchs-
te, zwei oder mehr Bewerber die gleiche nächsthöhere Stimmenzahl erhalten, so 
entscheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der 
höchsten Stimmenzahl kommt. 

(5) Über Beschlüsse und Wahlergebnisse ist eine Sitzungsniederschrift gem. § 14 
Geschäftsordnung anzufertigen. 

 

§ 10 

Zuständigkeit der Verbandsversammlung 
 
Die Zuständigkeit der Verbandsversammlung wird gem. § 1 Geschäftsordnung gere-
gelt. 

 

§ 11 

Rechtsstellung der Verbandsräte 
 
(1) Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. 

(2) Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, erhal-
ten Auslagenersatz, insbesondere Reisekostenvergütung. Die Höhe bzw. der 
Satz der Reisekostenvergütung wird in einer Entschädigungssatzung geregelt.  

(3) Die bestellten Verbandsräte erhalten außer dem genannten Auslagensatz eine 
Sitzungsgeldpauschale. Die Höhe des Sitzungsgeldes, Auslagenersatzes und der 
Verdienstausfallentschädigung werden in einer Entschädigungssatzung geregelt. 

(4) Die weiteren Befugnisse der Verbandsräte werden gem. § 3 Geschäftsordnung 
geregelt.  

 
 
 

Der Verbandsvorsitzende 

 

§ 12 

Wahl des Verbandsvorsitzenden 
 
(1) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der Verbandsver-

sammlung aus ihrer Mitte gewählt. Der Verbandsvorsitzende soll der gesetzliche 
Vertreter eines Verbandsmitglieds sein. 

(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden auf die Dauer von sechs 
Jahren, sind sie Inhaber eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitglie-
des, auf die Dauer dieses Amtes gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, 
für die sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt des neugewählten Verbandsvor- 
sitzenden weiter aus. 
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§ 13 

Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 
 
(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen. 

(2) Die weiteren Befugnisse des Verbandsvorsitzenden werden gem. § 4 Geschäfts-
ordnung geregelt. 

 

§ 14 

Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 
 
Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Unbe- 
schadet des § 11 erhält der Verbandsvorsitzende für seine Tätigkeit nach § 13 eine 
Aufwandsentschädigung, ebenso sein Stellvertreter nach dem Maß seiner besonde-
ren Inanspruchnahme. Die Höhe der Aufwandsentschädigungen werden in einer 
Entschädigungssatzung geregelt. 

 

§ 15 

Dienstkräfte des Zweckverbandes 
 
Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr von Beamten, Angestellten und Arbei-
tern zu sein. 

 
 

III. Wirtschafts- und Haushaltsführung 

 

§ 16 

Anzuwendende Vorschriften 
 

Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung einschließlich des Rechnungswesens des 
Zweckverbandes gelten die Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung, soweit sich 
nicht aus dem Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit etwas anderes ergibt. 

 

§ 17 

Stammkapital 
 
Das Stammkapital des Wasserzweckverbandes -Gruppe Mitte- beträgt  
2.600.000,00 Euro. 

§ 18 

Haushaltssatzung 
 
(1) Durch die Haushaltssatzung wird der Wirtschaftsplan mit Investitions-/ Vermö-

gens- und Erfolgsplan festgesetzt. 
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(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Rechnungsjah-
res zu beschließen und mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 
Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. 

(3) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern zusammen mit 
der Einladung zur Haushaltssitzung zu übermitteln. 

(4) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erforderlich 
sind, nach Erteilung der Genehmigung, sonst 4 Wochen nach der Vorlage an die 
Aufsichtsbehörde nach § 22 Abs. 1 bekannt gemacht. 

 

§ 19 

Deckung des Finanzbedarfs 
 
(1) Der Zweckverband erhebt von den Wasserabnehmern Gebühren und Beiträge 

nach den Vorschriften des Kommunalabgabenrechts. Gebühren und Beiträge 
sind in kostendeckender Höhe festzusetzen. 

(2) Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanz-
bedarf für die Errichtung, Erweiterung und Erneuerung der Wasserversorgungs-
anlage wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Investitionsumlage). Umle-
gungsschlüssel ist das Verhältnis der im vorletzten Jahr im Gebiet der einzelnen 
Verbandsmitglieder abgenommenen Wassermengen. 

(3) Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte laufende 
Finanzbedarf wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Betriebskostenumlage). 
Umlegungsschlüssel ist das Verhältnis der im vorletzten Jahr im Gebiet der ein-
zelnen Verbandsmitglieder abgenommenen Wassermengen. 

(4) Investitions-/Betriebskostenumlagen werden nur im Ausnahmefall und durch ge-
sonderten Beschluss der Verbandsversammlung festgesetzt. 

 

§ 20 

Festsetzung und Zahlung der Umlagen 
 
(1) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden in der Haushalts-

satzung für jedes Rechnungsjahr neu festgesetzt. Sie können nur während des 
Rechnungsjahres durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden. 

(2) Bei der Festsetzung der Investitionsumlage ist anzugeben: 

a) die Höhe des durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht ge-
deckten Finanzbedarfs für die Errichtung, Erweiterung und Erneuerung der 
Wasserversorgungsanlage (Umlagesoll); 

b) abgenommene Gesamtwassermenge (Bemessungsgrundlage); 

c) Verhältnis des ungedeckten Investitionsbedarfes zur abgenommenen Gesamt-
wassermenge (Umlagesatz); 

d) die Höhe des Investitionsumlagebetrages für jedes Verbandsmitglied. 

(3) Bei der Festsetzung der Betriebskostenumlage ist anzugeben: 

a) die Höhe des durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht ge-
deckten laufenden Finanzbedarfs (Umlagesoll); 
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b) die im vorletzten Jahr insgesamt abgenommene Wassermenge (Bemessungs-
grundlage); 

c) der Betriebskostenumlagebetrag, der auf je 100 cbm der im vorletzten Jahr 
abgenommenen Wassermenge trifft (Umlagesatz); 

d) die Höhe des Betriebskostenumlagebetrages für jedes Verbandsmitglied. 

(4) Die Umlagebeträge sind den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftlichen 
Bescheid mitzuteilen (Umlagebescheid). Aus dem Bescheid muss hervorgehen, 
wie der Umlagebetrag berechnet wurde. 

(5) Die Umlagen werden mit einem Viertel ihres Jahresbetrages am 10. jedes dritten 
Quartalsmonats fällig. Werden sie nicht rechtzeitig entrichtet, so können von den 
säumigen Verbandsmitgliedern Verzugszinsen bis zu 1 v. H. für den Monat gefor-
dert werden. 

(6) Sind die Umlagen bei Beginn des Rechnungsjahres noch nicht festgesetzt, so 
kann der Zweckverband bis zur Festsetzung vorläufige vierteljährliche Teilbeträge 
in Höhe der im abgelaufenen Rechnungsjahr zuletzt erhobenen Teilbeträge erhe-
ben. Nach Festsetzung der Umlagen für das laufende Rechnungsjahr ist über die 
vorläufigen Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt abzurechnen. 

 

§ 21 

Kassenverwaltung 
 
Die Kassengeschäfte des Wasserzweckverbandes -Gruppe Mitte- werden nach den 
Regelungen der abgeschlossenen Zweckvereinbarung von der Stadtverwaltung Bad 
Königshofen i. Grabfeld wahrgenommen. 

 

§ 22 

Jahresabschluss, Prüfung 
 
(1) Der Verbandsvorsitzende legt den Jahresabschluss der Verbandsversammlung 

innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres vor. 
 
(2) Der  Jahresabschluss  ist  innerhalb  von  zwölf  Monaten  nach  Abschluss  des  

Haushaltsjahres  örtlich  zu  prüfen.  
 

(3) Nach der örtlichen Prüfung und Aufklärung etwaiger Unstimmigkeiten wird der 
Jahresabschluss von der Verbandsversammlung festgestellt und über die Ver-
wendung des Jahresgewinnes oder die Behandlung des Jahresverlustes be-
schlossen. 

 
(4) Für die überörtliche Rechnungsprüfung gelten die Bestimmungen des Art. 43 

KommZG i.V.m. § 3 Abs. 1 Satz 2 KommPrV.  

 
 

IV. Schlussbestimmungen 
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§ 23 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 
Bekanntmachungen werden gem. § 15 Geschäftsordnung geregelt. 

 

§ 24 

Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde 
 
Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern, wenn 
sie sich gleichgeordnet gegenüberstehen, und bei Streitigkeiten der Mitglieder des 
Zweckverbandes untereinander aus dem Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehör-
de zur Schlichtung anzurufen. 

 

§ 25 

Auflösung 
 
(1) Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 

satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung und der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist wie die Verbandssatzung bekannt-
zumachen. 

(2) Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Gemeinden das Recht, die 
auf ihrem Gebiet belegenen Gegenstände des Anlagevermögens des Zweckver-
bandes zum geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Im übrigen ist das Vermögen 
zu veräußern und der Erlös nach Befriedigung der Gläubiger an die Verbandsmit-
glieder unter Anrechnung der übernommenen Gegenstände nach dem Verhältnis 
der von ihnen insgesamt entrichteten Investitionsumlagebeträge zu verteilen. So-
weit das Vermögen die entrichteten Investitionsumlagebeträge übersteigt, darf es 
nur für steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden. 

(3) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass dadurch 
der Zweckverband aufgelöst wird, so wird es mit dem Betrag abgefunden, den es 
bei der Auflösung erhalten würde, wenn der Zweckverband zum Zeitpunkt seines 
Ausscheidens aufgelöst werden würde. Es hat das Recht, die auf seinem Gebiet 
belegenen Gegenstände des Anlagevermögens unter Anrechnung auf seinen Ab-
findungsanspruch zum geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Der Abfindungsan-
spruch wird 2 Jahre nach dem Ausscheiden, spätestens im Fall der Auflösung 
des Zweckverbandes fällig. Die Beteiligten können für die Berechnung und Fällig-
keit des Abfindungsanspruchs eine abweichende Regelung vereinbaren. 

 

 

§ 26 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt 

des Landkreises Rhön-Grabfeld in Kraft. 
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(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 13.2.1969 sowie die Änderungssat-
zungen zur Verbandssatzung vom 28.6.1978, 4.3.1980 und 26.2.1985 außer 
Kraft. 

(3) Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung für den Eigenbetrieb des Zweckverbandes 
zur Wasserversorgung Bad Königshofen i. Grabfeld –Gruppe Mitte- vom 20. Au-
gust 1980 sowie die erste Änderungssatzung zur Betriebssatzung vom 1. Februar 
1984 außer Kraft. 

 
 
 
 
 
 
Historie: 
 
Die Verbandssatzung wurde am 16.09.2002 erlassen und im Amtsblatt des Landkrei-
ses Rhön-Grabfeld vom 02.10.2002 bekanntgemacht. 
 
Die 1. Änderungssatzung wurde am 07.12.2010 erlassen und im Amtsblatt des 
Landkreises Rhön-Grabfeld vom 14.12.2010 bekanntgemacht.  
 
Die 2. Änderungssatzung wurde am 13.12.2012 erlassen und im Amtsblatt des 
Landkreises Rhön-Grabfeld vom 19.12.2012 bekanntgemacht.  
 
Die 3. Änderungssatzung wurde am 16.12.2020 erlassen und im Amtsblatt des 
Landkreises Rhön-Grabfeld vom 19.12.2020 bekanntgemacht. 


